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"Die Sehnsucht nach alten Zuständen ist fatal. Offenbar verklärt der Blick aus dem Auge des
Orkans die Vergangenheit. Denn der deutsche Vorkrisenkapitalismus taugt nicht als konkrete
Utopie."

Vorwärts aus der Sackgasse
Nach Corona werden in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sicher wieder alte Mechanismen
greifen. Wir sollten Kräfte bündeln und neue Wege beschreiten Von Hans-Jürgen Urban
D ie Krise ist die Stunde der Exekutive,
heißt  es.  Mag  sein.  Durchgreifendes
Krisenmanagement gegen Infektionsrisi-
ken sowie den ökonomischen Nieder-
gang ist wohl auch diesmal das Gebot
der Stunde. Doch nach der Krise sollte
die  freie  Hand  der  Exekutive  enden.
Weichenstellungen für die Zukunft müs-
sen  Gegenstand  gesellschaftlicher
Debatten und legitimierter Entscheidun-
gen  sein.  Nur  so  können  dauerhafte
Schäden  an  Demokratie  und  Rechts-
staat  vermieden  werden.  Und  nur  so
kann verhindert  werden,  dass sich die
romantische Sehnsucht nach den Vorkri-
senzuständen, die allenthalben anzutref-
fen ist, als Leitbild der Konsolidierungs-
politik  durchsetzt.  Denn das  wäre der
Weg in  die  Sackgasse.
Die Überführung ganzer Ökonomien ins
künstliche Koma ist historisch einzigar-
tig. Die wirtschaftlichen, sozialen und
politischen Kollateralschäden sind noch
nicht abzusehen. Und das Ausmaß stei-
gender häuslicher Gewalt gegen Frauen,
Kinder und Pflegebedürftige ist nur zu
erahnen.
Und  wie  agieren  die  politischen  Ent-
scheider? Besser als ihr Ruf. Die Koali-
tion gibt sich handlungsfähig. Großzügi-
gere  Regelungen  bei  der  Grundsiche-
rung,  erleichterter  Zugang zu Kurzar-
beit,  finanzielle  Zuwendungen  und
Bürgschaften für Unternehmen mögen
verteilungspolitisch  eine  Schlagseite
aufweisen. Als kurzfristige Ad-hoc-Kri-
senmaßnahmen  sind  sie  grosso  modo
jedoch zu begrüßen. Pauschales Politik-
bashing wirkt hier eher schal.
Die Entwicklung gleicht einer konserva-
tiven Revolution. Konservativ, weil die
Krisenmaßnahmen auf die Rettung vor-
handener Strukturen zielen; revolutio-

när, weil sie mit radikalen Ideologiebrü-
chen  einhergehen,  die  selbst  in  den
kühnsten linken Träumen nicht vorher-
gedacht wurden. Dreistellige Milliarden-
beträge werden mit nie gekannter Groß-
zügigkeit unter Kleinunternehmern und
Soloselbstständigen  verteilt.  Und  der
Staat rüstet sich für freundliche Über-
nahmen  systemrelevanter  Großkon-
zerne. Der Krisensturm bläst hegemo-
niale  Erzählungen  wie  die  von  der
schwarzen Null oder von der Unantast-
barkeit ökonomischen Privateigentums
einfach hinweg.
Sicher bleiben Privilegien- und Klassen-
strukturen wirkungsmächtig. Während
zumeist  Besserverdienende  sich  bei
Erhalt  der  Bezüge  ins  Homeoffice
zurückziehen können, müssen mitunter
Normalverdienende und Niedriglöhner
am Arbeitsplatz vor Infektionsgefahren
geschützt werden. Vor allem aber fließt
der Hauptstrom der Krisenmilliarden in
die Kassen der Unternehmen. Und die
Großvermögenden  bleiben  verschont.
Bei Verteilungsfragen endet der revolu-
tionäre Elan der Krisenpolitik.
Doch das vielleicht nachhaltigere Pro-
blem liegt woanders. Es reicht bis weit
in  die  Gesellschaft  hinein.  Es  ist  die
immer  wieder  durchbrechende  Sehn-
sucht  nach  der  Normalität  der  guten
alten Vorkrisenzeiten. Ob Vorhaben der
Regierungen,  ob  Szenarien  der  Wirt-
schaftswissenschaften,  ob  Pläne  von
Theatern, Konzerthäusern oder anderen
Einrichtungen,  nahezu  alle  Entwürfe
fragen nach Wegen zurück. Zurück zur
wachsenden  Wirtschaft,  zum stabilen
Arbeitsmarkt, zu verlässlichen Kultur-
subventionen, zum gewohnten Alltags-
leben.  Rückkehr  wird  geradezu  zum
Signum  der  Krisenpolitik.  Doch  die

romantische Sehnsucht nach den alten
Zuständen  ist  fatal.  Offenbar  verklärt
der Blick aus dem Auge des Orkans die
Vergangenheit. Der deutsche Vorkrisen-
kapitalismus  taugt  nicht  als  konkrete
Utopie fortschrittlicher Politik. Soziale
Ungleichheit, Klimakrise, Rechtspopu-
lismus  und andere  Missstände  sollten
auch im Angesicht  der  Krise  nicht  so
schnell  in  Vergessenheit  geraten.
Zielführend wäre hingegen die Rückbe-
sinnung auf die weitgehend verstummte
Ökologiedebatte, insbesondere auf Plä-
doyers für ein neues Wachstumsmodell.
Denn  die  Gesellschaften  des  Gegen-
wartskapitalismus sind Überfluss- und
zugleich Defizitgesellschaften. Umwelt-
schädlichem Luxuskonsum stehen Inve-
stitionsrückstände bei sozialer Sicher-
heit, im Gesundheits- und Sorgebereich,
im Bildungs- und Kultursektor und bei
der Mobilität gegenüber. Erkannt wird
zugleich,  dass  der  profitgetriebene
Wachstumszwang unseres Wirtschafts-
systems die gesellschaftlich zu beant-
wortende Frage blockiert, was wachsen
soll und was nicht. Anvisiert wird eine
Wirtschaft, die wächst, wo sie wachsen
soll, und auf Wachstum verzichtet, wo
es  die  Gesellschaft  spaltet  oder  die
Natur überfordert.  Daraus folgt: Nicht
die Wiederherstellung alter Strukturen
und  Spielregeln,  sondern  Schritte  in
Richtung eines  neuen Wachstumsmo-
dells  sind  der  historische  Auftrag.
Hier  könnte  die  Krise  ein  Zeitfenster
öffnen.  Die  politikwissenschaftliche
Theorie  der  Pfadabhängigkeit  besagt,
dass  es  Gesellschaften  in  der  Regel
schwerfällt, gewohnte Bahnen zu verlas-
sen. Sie kennt aber auch Übergangspha-
sen ("critical junctures"), in denen Kri-
senschocks helfen, Reformwiderstände



zu überwinden und Pfadwechsel einzu-
leiten.  Und  ein  solches  Momentum
könnte die Corona-Krise erzeugt haben.
Doch ein Problem schleppt sich aus der
Vergangenheit  in  die  Zukunft.  Neue
Weichenstellungen  setzen  handlungs-
mächtige Akteure voraus und Verschie-
bungen  nach  links  eine  starke  Linke.
Und die  fehlt.  Die Krise  wird aus der
politischen Mitte gemanagt. Die Linke
analysiert  und  räsoniert,  bleibt  aber
weitgehend  wirkungslos.  Wieder  ein-
mal schwächelt der neoliberale Kapita-
lismus,  und  wieder  einmal  fehlt  eine
Kraft, die die Gunst der Stunde nutzen
und die Gesellschaft auf einen progres-
siven Pfad drängen könnte.
Doch Fatalismus ist keine Option. Die
Konflikte um die Entwicklung von Öko-
nomie, Gesellschaft und Politik werden
die Nachkrisenphase prägen.  Sie wer-
den intensiv ausfallen und alle Reform-
kräfte werden sich aufrappeln müssen.
Vor  allem  Gewerkschaften  sowie
Akteure aus der Ökologiebewegung und
dem fortschrittlichen Spektrum der Par-
teien sind gefragt. Annäherungen in Fra-
gen von Umweltstandards, Verteilungs-
gerechtigkeit  und  Schutz  prekärer
Arbeit, die vor der Corona-Krise sicht-
bar wurden, sollten fortentwickelt und
zu Konzepten einer solidarischen Nach-
krisenpolitik aktualisiert werden.
Ein zentraler  Transformationskonflikt
wird  sich  um die  zukünftige  Gesund-
heits-  und  Sozialpolitik  drehen.  Die
großzügigeren Sozialleistungen der letz-
ten  Wochen  beruhen  nicht  auf  einem
reflektierten Lernprozess. Der Abschied
von der Austeritätspolitik ist reiner Not-
pragmatismus. Auf den ist kein Verlass.
Ein Rückfall in die Spar- und Sozialab-
baulogik  ist  nicht  unwahrscheinlich.
Heftige  Konflikte  um den  Abbau  der
Schuldenberge  sind  absehbar.  Die
soziale  Schieflage  der  Krisenpolitik
könnte vor der zu befürchtenden Schlag-
seite der kommenden Konsolidierungs-
politik verblassen.
Doch nicht  nur  sozialer  Krisenschutz,
auch der notwendige Ausbau des Sozial-
staates  wird  teuer.  Auch  hier  lauern
harte Verteilungskonflikte um die not-
wenigen  Milliarden.  Die  Krise  zeigt:
Vorbeugende  Sozialpolitik  braucht
bedarfsgerechte  Leistungen,  Ressour-
cenreserven und universelle Schutzsy-
steme. Die Institutionen der Daseinsvor-
sorge müssen dauerhaft  vor  der  Spar-
wut geschützt und als Felder mit gesell-
schaftlichem  Zusatznutzen  anerkannt
werden.  Und  alle  Formen  abhängiger
Arbeit  müssen  in  den  Solidarverbund

integriert werden und verlässliche Lei-
stungszusagen  erhalten.  Im  Kultur-,
Kommunikations-, aber auch im Pflege-
und  Gesundheitssektor  sowie  in  der
Bauwirtschaft  sind  Formen  prekärer
Arbeit außerhalb des Beschäftigtensta-
tus geradezu explodiert. Der beschöni-
gende Begriff der Soloselbstständigkeit
kaschiert nur mühsam die soziale Exi-
stenzkrise, in die viele der Betroffenen
gegenwärtig  geraten.  Konzepte  einer
universellen Bürger-  und Erwerbstäti-
genversicherung, wie sie in der sozial-
staatlichen  Reformdebatte  vorgelegt
wurden, gewinnen durch die Krise neue
Dringlichkeit.
Zugleich  wird  die  Vermeidung  eines
absehbaren,  aber  fatalen Zielkonflikts
die  eigentliche  Herausforderung  sein.
Finanzmittel,  die in die Stabilisierung
von Wirtschaft und Arbeitsplätzen flie-
ßen,  stehen  für  ihre  Ökologisierung
nicht mehr zur Verfügung. Es droht eine
Mittelkonkurrenz zwischen Krisen- und
Klimaschutz. Vermieden werden kann
sie, wenn die Stabilisierungsinvestitio-
nen mit einem ökologischen Mehrwert
einhergehen. Dieser muss Ziel öffentli-
cher und öffentlich geförderter Investi-
tionen werden.  Etwa solche in  klima-
schonende Infrastrukturen, energiespa-
rende und emissionsvermeidende Pro-
duktionsverfahren  und  naturverträgli-
che  Produkte.  Noch  profitable  Unter-
nehmen und Vermögende müssen sich
an der Finanzierung beteiligen und Divi-
denden  in  unterstützten  Unternehmen
ausgesetzt  werden.
Notwendig sind grundlegende Korrektu-
ren  in  den  Produktions-  und  Vertei-
lungsverhältnissen.  Hier  versagt  der
Markt.  Politische Interventionen etwa
durch Schadstoffgrenzen und Produk-
tauflagen sind unverzichtbar. Aber auch
Eingriffe in die Eigentums- und Verfü-
gungsrechte. Gelten muss: Wo öffentli-
ches  Geld  fließt,  muss  öffentliches
Eigentum entstehen und öffentliche Ein-
flussnahme folgen. Schon die Miteigen-
tümerschaft  der  öffentlichen  Hand
ermöglicht  Einflussnahme  auf  Unter-
nehmenspolitiken.
Diese  Möglichkeiten müssen offensiv
genutzt werden. Ohne ideologische Vor-
behalte, nach demokratischen Entschei-
dungen und orientiert an den Imperati-
ven der sozial-ökologischen Transfor-
mation.  In  einer  gemeinsamen  Erklä-
rung fordern etwa Umweltverbände und
IG Metall, mittels regionaler und bun-
desweiter  Transformationsräte  einen
breiten gesellschaftlichen Dialog über
die  unverzichtbaren  Maßnahmen  des

Klimaschutzes zu organisieren. Sollten
sich diese Räte als Orte demokratischer
Verständigung bewähren, könnte es eine
vornehme  Aufgabe  der  öffentlichen
Anteilseigner  sein,  ihnen  Einflus-
skanäle in die wirtschaftlichen Entschei-
dungen der Unternehmen zu eröffnen.
Kurzum, nicht Privatkapitalismus, son-
dern Wirtschaftsdemokratie  lautet  die
Perspektive.
Trotz  der  Annehmlichkeiten  sozialer
Entschleunigung  und  des  reduzierten
Schadstoffausstoßes: Der Shutdown der
Ökonomie  mit  seinen  ökonomischen
Verwerfungen,  sozialen  Kosten  und
absehbaren Wiederanlaufkonflikten ist
keine positive Blaupause für die ökolo-
gische Transformation. Fantasien dieser
Art, auch linke, sind fehl am Platz. Der
Kampf gegen Corona ist ein befristetes
Notmanöver mit riskanten Eingriffen in
Gesetzgebung,  Bürgerrechte  und  All-
tagsleben. Die sozial-ökologische Trans-
formation muss hingegen als dauerhaf-
ter und vor allem demokratischer Pro-
zess konzipiert werden.
Doch  die  schlichte  Rückkehr  zum
Bekannten  taugt  eben  auch  nicht  als
Zukunftsvision.  Ein  durchgreifender
sozial-ökologischer Reformismus muss
die Weichen in Richtung Sozialschutz
und ökologische Wirtschaftsdemokratie
stellen. Mut zur Kapitalismuskritik ist
hier gefragt.
Das  alles  wird  sich  auch auf  europäi-
scher  Ebene  bewähren  müssen.  Die
Corona-Tragödien  in  wichtigen  Mit-
gliedstaaten überforderten die nationa-
len Selbsthilfekräfte. Der Komplettaus-
fall der Europäischen Union als Organi-
sator innereuropäischer Solidarität war
eine Katastrophe. Unterlassene Hilfelei-
stung  statt  Solidarität.  Der  folgende
Ansehensverlust könnte sich für Europa
zur Existenzkrise auswachsen.
Die  EU wird  bald  vor  einer  weiteren,
vielleicht der letzten Bewährungsprobe
stehen.  Die  besonders  von  der  Krise
gebeutelten Länder bleiben auch bei der
Bewältigung der Krisenlasten auf soli-
darische  Hilfen  angewiesen.  Wenn
Außenminister Maas den bevorstehen-
den deutschen EU-Vorsitz zur Corona-
Präsidentschaft machen will, muss dies
mit ausreichender materieller Unterstüt-
zung unterlegt  werden.  Die  EU sollte
nicht  noch einmal  versagen.
Hans-Jürgen Urban ist promovierter
Sozialwissenschaftler und als geschäfts-
führendes  Vorstandsmitglied  der  IG
Metall  zuständig  für  Sozialpolitik,
Arbeitsgestaltung und Qualifizierungs-
politik.



Hans-Jürgen Urban ist promovierter
Sozialwissenschaftler und als geschäfts-
führendes  Vorstandsmitglied  der  IG
Metall  zuständig  für  Sozialpolitik,
Arbeitsgestaltung und Qualifizierungs-
politik.
Kapitalismus im Koma
Die letzte Bewährungsprobe
Sozialschutz und ökologische Demo-
kratie
ZUR SERIE
Mitten in der Krise
über  die  Welt  danach zu  reden -  ist
das eine Zumutung? Haben wir nicht
alle genug damit zu tun, die Beschrän-

kungen des alltäglichen Lebens,  die
Angst  vor  der  Erkrankung  und  den
materiellen  Folgen  zu  bewältigen?
Wir haben uns entschieden, den Blick
in die Zukunft dennoch zu wagen. Wir
sind überzeugt, dass wir jetzt überle-
gen  müssen,  was  auf  Dauer  anders
werden muss, damit es für alle besser
wird. Sehr unterschiedliche Aspekte
soll  diese  Serie  abdecken:  von  der
Erfahrung der fehlenden Verfügbar-
keit  über  das  eigene  Leben  bis  zu
einer  grundlegenden  Neugestaltung
der Wirtschaftsordnung. Viele Gastau-
torinnen und -autoren

haben ihre Teilnahme zugesagt, etwa
die Philosophinnen Nancy Fraser und
Rahel Jaeggi sowie der Erfolgsautor
Paul Mason. Die nächste Folge
erscheint  am  22.  April.  Bereits
erschienen  sind  Beiträge
von  FR-Autor  Stephan  Hebel,  der
Soziologin Sabine Hark und der Lin-
ken-Politikerin Katja Kipping sowie
ein  Interview mit  dem Zukunftsfor-
scher  Horst  Opaschowski.  FR  Alle
Teile  der  Serie
online  unter  www.fr.de/welt-nach-
corona
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